Sehr geehrte Frau Oberbürgermeisterin, sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen,
dass parallel zur Einbringung des Haushalts eine Erhöhung von Geldern für die politischen Gremien der Stadt zur Abstimmung stehen würde, war uns schon vor der Veröffentlichung der heutigen Tagesordnung klar.

Darüber sind wir entsetzt, angesichts der prekären finanziellen Situation, mit der unsere Stadt zu kämpfen hat. In Zeiten, in denen Solo-Selbstständige, Kleinunternehmer, Menschen in Kurzarbeit – sofern sie noch einen Arbeitsplatz haben – und letztlich auch Menschen, die von Grundsicherung leben, nicht wissen, wovon sie ihren Lebensunterhalt bestreiten sollen, halten wir es für ein falsches Signal, aktuell die Zuwendungen für die Geschäftsbedürfnisse von Fraktionen und Gruppen anzuheben.
Die finanziellen Folgen der andauernden Corona-Pandemie sind momentan für unsere Stadt noch gar nicht abzuschätzen.
Für Bürgerinnen und Bürger ist es darüber hinaus nicht nachvollziehbar, dass trotz Mandatsverlusten die Summe der finanziellen Zuwendungen besonders bei der Partei, die den Begriff „sozial“ in ihrem Namen trägt, erheblich ansteigt. Eine soziale Partei betreibt hier eine unsoziale Politik.
Anstatt die „Diäten“ zu erhöhen, sollte besser Geld in die Hand genommen werden, um endlich den städtischen Personalmangel zu bekämpfen. Jedes Jahr werden aufs Neue Planstellen geschaffen, welche dann nicht besetzt werden können.
Wir als LINKE halten eine Erhöhung der Zuwendungen zum jetzigen Zeitpunkt, ich betone, zum jetzigen Zeitpunkt, für unangemessen und werden – wie schon in der Vergangenheit – dem Antrag nicht zustimmen.

Gelsenkirchen, den 17.12.2020

Martin Gatzemeier
(Fraktionsvorsitzender)

Es gilt das gesprochen Wort!
